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nisse“ 

am 26. Februar 2026 

zum Thema: 

„Föderales Krisenmanagement und Krisenstäbe“ 

 

1. Intransparentes, aber letztlich erfolgreiches Krisenmanagement  
Dass weder die Risiko- und Krisenkommunikation während der Corona-Pandemie noch die 

Instrumente zu deren Bewältigung koordiniert und transparent waren, war ein seinerzeit im-

mer wieder geäußerter Vorwurf. Diesem Vorwurf ist indes entgegenzuhalten, dass nach ei-

ner 2025 veröffentlichen Forsa-Umfrage1 zwei Drittel (66 Prozent) der Bundesbürger der 

Auffassung sind, dass Deutschland alles in allem gut durch die Pandemie gekommen ist. 

 

1 https://www.aerztezeitung.de/Medizin/Umfrage-Grosse-Mehrheit-sieht-Deutschland-gut-durch-
Pandemie-gekommen-455979.html. 

 

https://www.aerztezeitung.de/Medizin/Umfrage-Grosse-Mehrheit-sieht-Deutschland-gut-durch-Pandemie-gekommen-455979.html
https://www.aerztezeitung.de/Medizin/Umfrage-Grosse-Mehrheit-sieht-Deutschland-gut-durch-Pandemie-gekommen-455979.html
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Insbesondere seien die gesundheitlichen, wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen von 

Corona angemessen bewältigt worden. Lediglich ein Drittel (30 Prozent) ist nicht. 

 

Dieser insgesamt ja durchaus positive Befund darf freilich nicht darüber hinwegtäuschen, 

dass es während der Pandemie durchaus zu Hakeleien zwischen Bund und Ländern, zu 

einem Unterbietungswettbewerb zwischen einzelnen Bundesländern im Zusammenhang mit 

Grundrechtseinschränkungen und auch zu Meinungsverschiedenheiten zwischen politischen 

Entscheidungsträgern und Fachbehörden im Hinblick auf die richtigen Maßnahmen zur Be-

kämpfung der Pandemie kam; dies gilt namentlich für das Verhältnis zwischen dem Bun-

desministerium für Gesundheit und dem ja seinerzeit in der Öffentlichkeit ebenfalls sehr prä-

senten Robert Koch-Institut (RKI). Auch die sog. „Bund-Länder-Konferenz“ – genauer: „Die 

Konferenz der Bundeskanzlerin mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Län-

der“ –, die über einen langen Zeitraum hinweg das wohl maßgebliche Entscheidungszentrum 

im Zusammenhang mit der Bekämpfung der Corona-Pandemie war, war immer wieder Ge-

genstand von Kritik, übrigens auch von Beteiligten. So hat der seinerzeitige Ministerpräsident 

von Thüringen im Nachgang zu einer Sitzung des Gremiums im März 2021 im ZDF gesagt: 

„Ich habe sechs Stunden auf einen Bildschirm geschaut und mich gefragt, was hier eigentlich 

passiert“. 

 

Dies alles macht es erforderlich, die verschiedenen Akteure, die zur Bewältigung der Pan-

demie sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebene aufgerufen waren, genauer in den 

Blick zu nehmen, deren Befugnisse und deren Handeln. Dass es sich hierbei um eine kom-

plexe Gemengelage von Zuständigkeiten und Befugnissen mit manchen Irrungen und Wir-

rungen handelte, liegt auf der Hand: Diese Gemengelage ist zu einem nicht unerheblichen 

Teil der föderalen Staatsstruktur unseres Landes geschuldet. 

 

2. Die Akteure auf Bundesebene 
a. Der Deutsche Bundestag 
Zentrales Entscheidungsorgan in der parlamentarischen Demokratie des Grundgesetzes war 

der Deutsche Bundestag, auch wenn sich dieser erst spät, nämlich im Herbst 2020, der Not-

wendigkeit bewusst wurde, dass die Bestimmung des § 28 IfSG, wonach die zuständige Be-

hörde die notwendigen Schutzmaßnahmen trifft, zu dünn war, um weitreichende Grund-

rechtseinschränkungen vornehmen zu können. Erst mit der Verabschiedung des „Dritten 



	

 

 

3 

Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragwei-

te“ ist der Bundestag dann seiner Verantwortung für eine rechtsstaatlich solide Lösung 

nachgekommen, indem er die Möglichkeit der Feststellung der epidemischen Lage von nati-

onaler Tragweite in § 5 IfSG verankert hat, flankiert durch die Auflistung möglicher notwendi-

ger Schutzmaßnahmen bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite in § 28a IfSG.  

 

Darüber hinaus nahm der Bundestag aber vor allem mit der bis zum 30 Juni 2021 befristeten 

sog. Bundesnotbremse in § 28b IfSG, die im Vierten Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei 

einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite enthalten war, das Heft des Handelns 

erneut in die Hand und beschloss weitreichende, einheitliche und inzidenzabhängige 

Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung des Coronavirus; diese Maßnahmen 

umfassten u. a. das weitreichende Verbot privater Zusammenkünfte, nächtliche Ausgangs-

sperren und weitere Einschränkungen wie etwa die Schließung von Ladengeschäften. Ver-

fassungsbeschwerden hiergegen bleiben bekanntlich ohne Erfolg. 

 

b. Die Bundesregierung 
Was die Rolle der Bundesregierung anbetrifft, so kam dieser als Kollegialorgan in der Pan-

demie zunächst keine tragende Rolle zu. Dies änderte sich erst mit der sog. Bundesnot-

bremse, indem der Bundesregierung zum Erlass zahlreicher Verordnungen ermächtigt wur-

de. So wurde sie durch § 28b Abs. 6 IfSG ermächtigt, durch Rechtsverordnung zusätzliche 

und über die gesetzlich angeordneten Maßnahmen weitergehende Schutzmaßnahmen an-

zuordnen, wenn die bundesweite Sieben-Tage-Inzidenz den Schwellenwert von 100 über-

schreitet. Daneben wurde die Bundesregierung durch § 28c IfSG ermächtigt, durch Rechts-

verordnung Erleichterungen oder Ausnahmen für Personen zu regeln, bei denen von einer 

Immunisierung gegen das Coronavirus ausgegangen werden konnte. 

 

c. Das Bundesgesundheitsministerium 
Des Weiteren kam auf fachministerieller Ebene dem Bundesgesundheitsministerium als dem 

sachlich zuständigen Ministerium die Befugnis zu, durch Rechtsverordnung auf der Grundla-

ge von § 5 Abs. 2 IfSG eine Reihe von Maßnahmen zu verfügen, die u. a. die Sicherstellung 

der Versorgung mit Arzneimitteln einschließlich Impfstoffen, Hilfsmitteln, Gegenständen der 

persönlichen Schutzausrüstung und Produkten zur Desinfektion und zur Sicherstellung der 

Versorgung mit verschiedenen Materialien zum Inhalt hatten. Auch Maßnahmen zur Auf-
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rechterhaltung der Gesundheitsversorgung waren von der Verordnungsermächtigung um-

fasst. Kommuniziert wurden diese Maßnahmen zumeist durch den seinerzeitigen Bundesge-

sundheitsminister Karl Lauterbach, häufig auch im Fernsehen.  

 

Des Weiteren konnte das Bundesgesundheitsministerium nach § 5 Abs. 6 IfSG unter Heran-

ziehung von Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts Empfehlungen abgeben, um ein koor-

diniertes Vorgehen innerhalb der Bundesrepublik Deutschland zu ermöglichen. 

 

d. Das Robert-Koch-Institut (RKI) 
Neben dem Bundesgesundheitsministerium kam dem RKI bei der Bekämpfung der Corona-

Pandemie große Bedeutung zu, da es als nationale Behörde zur Vorbeugung übertragbarer 

Krankheiten und zur frühzeitigen Erkennung und Verhinderung der Weiterverbreitung von 

Infektionen konzipiert ist (§ 4 Abs. 1 S. 1 IfSG). Seine Aufgabe bestand und besteht nach wie 

vor in der Entwicklung und Durchführung epidemiologischer und laborgestützter Analysen 

sowie in der Forschung zu Ursache, Diagnostik und Prävention übertragbarer Krankheiten (§ 

4 Abs. 1 S. 2 IfSG). Das RKI arbeitet mit den jeweils zuständigen Bundesbehörden, den zu-

ständigen Landesbehörden, den nationalen Referenzzentren, wissenschaftlichen Einrichtun-

gen und Fachgesellschaften zusammen (§ 4 Abs. 1 S. 3 IfSG). In der Coronapandemie ob-

lag dem RKI mithin die Erfassung des für die Bekämpfung der Pandemie bedeutsamen Wis-

sens. Auch koordiniert das RKI im Falle einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite 

die Zusammenarbeit zwischen den Ländern und zwischen den Ländern und dem Bund so-

wie weiteren beteiligten Behörden und Stellen und tauscht Informationen aus, § 5 Abs. 7 

IfSG. 

 

Bei genauer Betrachtung wirkt das RKI durch Wissen, nicht hingegen durch Hoheitsakte. 

Zwar hat es im föderal fragmentierten Gesundheitswesen formal keine sehr starke Stellung, 

dafür eine umso gewichtigere informale Stärke. Die vom RKI gewonnenen Erkenntnisse 

werden in das Handeln und die Entscheidungen der zuständigen Behörden eingespeist. 

Grundlage hierfür ist nicht zuletzt die Zusammenführung der lokal erhobenen Daten im Zu-

sammenhang mit einem Infektionsgeschehen. 

 

e. Der Corona-Expertenrat 
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Zu nennen ist des Weiteren der Corona-Expertenrat zur Bekämpfung der COVID-19-

Pandemie, der die Bundesregierung direkt beriet. Das Bundeskanzleramt hatte den Corona-

Expertenrat auf der Grundlage einer Vereinbarung zwischen Bund und Ländern mit der Be-

ratung der Bundesregierung auf der Grundlage aktueller wissenschaftlicher Erkenntnisse zur 

Corona-Pandemie beauftragt. Das Gremium tagte zwischen Dezember 2021 und April 2023 

33 mal und veröffentlichte insgesamt zwölf Stellungnahmen, die in die politischen Entschei-

dungen einflossen. Darüber hinaus informierte der Vorsitzende des Gremiums auch direkt 

das Bundeskanzleramt und andere Gremien. Die Erwägungen und Stellungnahmen des 

Gremiums flossen in nahezu sämtliche Entscheidungen, die ab Dezember 2021 getroffen 

wurden, mit ein. 

 

f. Die Ständige Impfkommission 
Die Ständige Impfkommission gab während der Pandemie fortlaufend angepasste Empfeh-

lungen ab, für welche Personengruppen eine Impfung sinnvoll ist. 

 

g. Der Deutsche Ethikrat 
Auch der Deutsche Ethikrat, der sich mit den großen Fragen des Lebens beschäftigt, hat 

verschiedene Stellungnahmen und Empfehlungen zur Bekämpfung der Pandemie abgege-

ben, etwa im Hinblick auf Fragen von Triage und Öffnungsperspektiven. Verwiesen sei auch 

auf eine umfangreiche Stellungnahme mit dem Titel „Vulnerabilität und Resilienz in der Krise 

– Ethische Kriterien für Entscheidungen in einer Pandemie“. Der Ethikrat versteht sich als 

Impulsgeber für die Beratung der Politik, aber auch für die breite Öffentlichkeit. 

 

h. Das Paul-Ehrlich-Institut 
Das Paul-Ehrlich-Institut schließlich ist als Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische 

Arzneimittel dafür zuständig, biomedizinische Human-Arzneimittel und immunologische Tier-

arzneimittel zu erforschen und zu bewerten und diese zuzulassen; darüber hinaus ist es für 

die Genehmigung klinischer Prüfungen sowie für die Erfassung und Bewertung möglicher 

Nebenwirkungen zuständig. In dieser Funktion war es insbesondere zuständig für die Zulas-

sung von Covid-19-Impfstoffen. 

 

i. Das parlamentarische Begleitgremium 



	

 

 

6 

Erwähnenswert ist schließlich das vom Gesundheitsausschuss des Deutschen Bundestages 

eingerichtete Parlamentarische Begleitgremium. Dieses befasste sich vor allem im Rahmen 

von Sachverständigenanhörungen und Expertengesprächen mit Fragen der Pandemiebe-

kämpfung, der Impfungen und den gesellschaftlichen Auswirkungen der Pandemie. 

 

3. Die Akteure auf Landesebene 
Für den Vollzug des IfSG während der Corona-Pandemie waren in der föderalistisch ausge-

stalteten Bundesrepublik aber vor allem die Länder zuständig, was im Übrigen auch § 54 

IfSG deklaratorisch wiederholt; insoweit handelt es sich um den Regelfall des landeseigenen 

Vollzugs von Bundesgesetzen, Art. 84 GG. 

 

Neben der Zuständigkeit für den Vollzug des IfSG und der Befugnis der Landesbehörden, 

notwendige Schutzmaßnahmen zu treffen, lag das Heft des Handelns aber vor allem auch 

deshalb bei den Ländern, weil diese auf der Grundlage von § 32 IfSG zum Erlass von 

Rechtsverordnungen ermächtigt waren, die wiederum Grundlage für Gebote und Verbote 

waren. 

 

Indes hatten die an die Länder gerichteten Verordnungsermächtigungen ebenso wie der im 

Bundesstaat dezentral ausgestaltete Vollzug zur Folge, dass dies nicht zu einem flächende-

ckend-uniform ausgestalten Landesvollzug in sämtlichen Bundesländern führte; vielmehr ist 

eine „gewisse Diversität des Normvollzugs“ Folge der dem Föderalismus stets innewohnen-

den staatsorganisatorischen Ungleichheit, die letztlich auch eine Regelungsungleichheit ist. 

Auch wenn sich landesrechtliche Regelungen selbstredend stets im Rahmen der jeweiligen 

Ermächtigungsgrundlage halten müssen, so liegt es doch in der Natur der bundeslandspezi-

fischen Umsetzung von Verordnungsermächtigungen und dem Erlass von Allgemeinverfü-

gungen, dass Abweichungen zwischen Bundesländern nicht nur vorhanden sind, sondern 

diese Abweichungen durchaus auch signifikant sein können, was während der Pandemie in 

der Bevölkerung durchaus auf Kritik und zum Teil auch auf Verständnislosigkeit gestoßen ist. 

 

Nicht zu verkennen ist in diesem Zusammenhang insbesondere, dass diese primäre Hand-

lungszuständigkeit der Länder auch zur Folge hatte, dass sich einige Bundesländer mit Blick 

auf den Umfang von Grundrechtseinschränkungen gegenseitig durchaus zu unterbieten ver-

sucht haben – mit der Folge einer Konkurrenz – man könnte auch sagen: eines Unterbie-
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tungswettbewerbs – zwischen einzelnen Bundesländern im Hinblick auf den Umfang von 

Freiheitsverkürzungen. Dass weniger strenge Freiheitsverkürzungen in dem ein oder ande-

ren Bundesland zwar mehr grundrechtliche Freiheit ermöglicht haben, zugleich aber mög-

licherweise auch Menschenleben gekostet haben, liegt in der Konsequenz landesspezifi-

scher Ausgestaltung. 

 

4. Einheit in der föderalistischen Vielfalt: Die Bund-Länder-Runden 
Da es angesichts der dargestellten föderal aufgeteilten Zuständigkeitssphären für eine wirk-

same Bekämpfung der Pandemie letztlich unabdingbar war, einen möglichst weitreichenden 

Gleichlauf zwischen den Maßnahmen des Bundes und der Länder sicherzustellen, lag es 

nahe und war wohl auch zwingend, eine Instanz zu etablieren, in der die Interessen von 

Bund und Ländern gebündelt und letztlich zu einem Ausgleich gebracht werden konnten. 

 

Und dieses zentrale Entscheidungsgremium während der Corona-Pandemie war fraglos die 

Bund-Länder-Konferenz, offiziell die „Konferenz des Bundeskanzlers mit den Regierungs-

chefinnen und Regierungschefs der Länder“, die als Besprechung, als Telefonschaltkonfe-

renz oder als Videoschaltkonferenz durchgeführt wurde.  

 

Die erste dieser Konferenzen fand am 12. März 2020 statt, in der sich die Beteiligten in ei-

nem Beschluss auf erste Leitlinien zur Beschränkung sozialer Kontakte verständigten. Dieser 

ersten Besprechung schlossen sich zahlreiche weitere an, teilweise in wöchentlichem Ab-

stand. Regelmäßig mündeten diese Besprechungen in Beschlüsse, die darauf abzielten, die 

Verbreitung des Coronavirus einzudämmen. 

 

Verfassungsrechtlich bedeutsam ist, dass diese Bund-Länder-Konferenz weder verfassungs-

rechtlich noch einfachgesetzlich verankert war. Es handelte sich letztlich um ein – wenn man 

so will: lediglich empfehlendes – Gremium, das politische Absichtserklärungen ohne 

Rechtswirkung verabschiedet hat, freilich in der Erwartung, dass die verfassungsrechtlich 

zuständigen Organe – Bundestag, Landtage und die zum Verordnungserlass und zur Verab-

schiedung von Allgemeinverfügungen ermächtigten Exekutiven – die politisch, nicht hinge-

gen rechtlich verbindlichen Beschlüsse auch tatsächlich in Gesetzes- und Rechtsverord-

nungsform zu gießen. 
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Man kann an der Arbeit des Gremiums sicherlich manches kritisieren. So hat etwa der Sach-

verständigenausschuss nach § 5 Abs. 9 IfSG in seinem Abschlussbericht konstatiert, dass 

es sich bei den Beschlüssen der Bund-Länder-Konferenz um den Fall einer „reinen top-

down-Kommunikation“2 handelte, dem naturgemäß alles fehlte, was bei einer parlamentari-

schen Beratung selbstverständlich gewesen wäre. Auch von einem Diskursausfall war inso-

weit die Rede3 und davon, dass es sich um ein von den Parlamenten entkoppeltes Exekutiv-

Gremium4 handele, das hinter verschlossenen Türen tagte und nach Ende seiner Beratun-

gen der Öffentlichkeit seine Ergebnisse verkündete5.  

 

Neben der mangelnden Transparenz konnte sicherlich auch gerügt werden, dass die Be-

schlüsse zum Teil rechtlich und praktisch unscharf waren, vor allem aber, dass von ihnen 

keine unmittelbaren Rechtswirkungen ausgingen – freilich auch nicht ausgehen konnten, da 

sie stets auf den Vollzug vornehmlich durch die Länder angewiesen waren.  

 

Indes scheint mir diese Kritik unzutreffend zu sein. Davon abgesehen, dass es sich bei den 

Beschlüssen ja lediglich um Empfehlungen handelte, die in den rechtsstaatlich gebotenen 

Verfahren umgesetzt werden mussten und umgesetzt wurden, so waren diese doch stets 

flankiert von wissenschaftlicher Expertise, namentlich von Empfehlungen des RKI, später 

auch des Corona-Expertenrates An den Beratungen nahmen regelmäßig Wissenschaftler 

teil, allen voran der Präsident des RKI, Lothar Wieler, sowie Christian Drosten, der Instituts-

direktor für Virologie an der Charité. Und das war auch richtig so; denn Politiker sind keine 

Virologen und daher auf sachkundige wissenschaftliche Beratung angewiesen. Kein Politiker 

kann so weitreichende Entscheidungen wie in einer Pandemie ohne hinreichende medizini-

sche Kenntnisse treffen. Andererseits können politische und insbesondere grundrechtsrele-

vante Entscheidungen auch nicht Wissenschaftlern überlassen werden, die über keine de-

 

2 Evaluation der Rechtsgrundlagen und Maßnahmen der Pandemiepolitik. Bericht des Sachverständi-
genausschusses nach § 5 Abs. 9 IFSG, BT-Drucks. 20/3850, S. 52. 
3 A. Klafki, NVwZ 2020; (23), S. 1718 ff. 
4 Evaluation der Rechtsgrundlagen und Maßnahmen der Pandemiepolitik. Bericht des Sachverständi-
genausschusses nach § 5 Abs. 9 IFSG, BT-Drucks. 20/3850, S. 51. 
5 Evaluation der Rechtsgrundlagen und Maßnahmen der Pandemiepolitik. Bericht des Sachverständi-
genausschusses nach § 5 Abs. 9 IFSG, BT-Drucks. 20/3850, S. 51, unter Bezugnahme auf O. Lepsi-
us, Partizipationsprobleme und Abwägungsdefizite im Umgang mit der Corona-Pandemie, JöR 2021; 
69:705. 



	

 

 

9 

mokratische Legitimation verfügen; eine „Herrschaft der Virologen“ kann es auch in einer 

pandemischen Situation unter rechtsstaatlichen Gesichtspunkten nicht geben.  

 

Und dass die Beschlüsse nach dem Konsensprinzip zwischen Bund und Ländern gefasst 

wurden, gewissermaßen als Beschlüsse einer Großen Bund-Länder-Koalition, sehe ich 

ebenfalls nicht als Problem. Denn eine Pandemie ist mit Sicherheit kein Zustand, der sich für 

Auseinandersetzungen zwischen Bund und Ländern eignet. Da die Länder zum Vollzug des 

IfSG aufgerufen waren, ist die Kompromissfindung zwischen Bund und Ländern – der Sache 

nach ja eine Koordination des Handelns zwischen beiden Ebenen – ein sinnvoller Weg, um 

mit Blick auf die Zuständigkeit der Länder zum Vollzug des IfSG ein abgestimmtes Vorgehen 

zu ermöglichen.  

 

Kritisiert werden kann in diesem Zusammenhang allenfalls, wenn die Ergebnisse der Bera-

tungen des Gremiums schon kurze Zeit später von Landespolitikern öffentlich wieder in 

Zweifel gezogen und in Frage gestellt oder gar revidiert werden. Dass dies in der Öffentlich-

keit für Verwunderung sorgte, darf nicht verwundern. 

 

5. Fazit 
Auch in einer pandemischen Lage, in der einzig und allein die Ungewissheit als Gewissheit 

feststeht, ist das Grundgesetz der maßgebliche Rahmen, innerhalb dessen sich die Krisen-

bewältigung bewegen muss. In der Stunde der Not hören verfassungsrechtliche Bindungen 

nicht auf, gerade dann müssen sie sich bewähren und können nicht über Bord geworfen 

werden. 

 

a. Verantwortlichkeit der Politik, nicht der Wissenschaft 
Da sich die Rationalität des demokratischen Verfassungsstaates auch in einer pandemi-

schen Situation durchsetzen muss, muss zunächst zwischen Beratern der Politik und den 

politisch verantwortlichen Akteuren klar getrennt werden. Politik und Politiker sind auf wis-

senschaftliche Erkenntnis und fachliche Beratung zwingend angewiesen, sie können und 

dürfen diese nicht außer Acht lassen, was schon aus der staatlichen Schutzpflicht für Leib 

und Leben folgt. Aber die Politiker – und nur diese sind parlamentarisch verantwortlich – 

müssen die Entscheidungen selbst treffen und können diese nicht Dritten, seien es auch 

noch so fachkundige Wissenschaftlicher, überlassen. 
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Mit Blick hierauf war es richtig und letztlich alternativlos, dass sich Bundesregierung, Bun-

deskanzler und auch die Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten der Länder vom 

RKI beraten ließen, aber auch Empfehlungen des Expertenrates, des Paul-Ehrlich-Instituts 

und anderer Behörden bei ihren Entscheidungen berücksichtigt haben. Getroffen werden 

mussten die Entscheidungen aber stets von den politisch Verantwortlichen. 

 

b. Bund-Länder-Konferenzen als geeignetes Gremium zur Pandemiebekämpfung 
Die Bund-Länder-Konferenzen zwischen dem Bundeskanzler und den Regierungschefinnen 

und Regierungschefs der Bundesländer waren in der Pandemie ein grundsätzlich geeignetes 

Instrument, um im föderalen Bundesstaat einen weitreichenden Gleichlauf zwischen Maß-

nahmen des Bundes und der Länder herzustellen. Dass diese Konferenzen keine verfas-

sungsrechtliche Grundlage besaßen, war unschädlich; Bund und Länder können sich jeder-

zeit in Form von politischen Absichtserklärungen abstimmen, da diesen keine Rechtswirkung 

zukommt. Grundsätzlich ist gegen dieses Modell nicht einzuwenden, da es dem föderalen 

Bundesstaat angemessen ist. Insbesondere die den Ländern zugewiesenen Verordnungs-

ermächtigungen ermöglichten ein auf das länder- oder regionenbezogene Pandemiegesche-

hen abgestuftes Vorgehen. 

 

c. Bundeseinheitliche Festlegungen zur Pandemiebekämpfung sind möglich 
Für den Fall freilich, dass – wie im März und April 2021 – die Umsetzungspraxis in den Län-

dern zu sehr divergiert – was freilich in der Konsequenz des landeseigenen Vollzugs des 

IfSG lag und nach wie vor liegt –, hält das Grundgesetz mit Art. 74 Abs. 1 Nr. 19 mit der Ge-

setzgebungskompetenz für Maßnahmen gegen gemeingefährliche oder übertragbare Krank-

heiten eine Option bereit, bundeseinheitliche Festlegungen für die Bekämpfung der Pande-

mie zu treffen, die den Ländern keinen eigenen Gestaltungsspielraum einräumen. Und ge-

nau dies ist mit der Bundesnotbremse geschehen. 

 

d. Flexibles Handlungsinstrumentarium des Grundgesetzes 
Im Hinblick auf das Krisenmanagement bei zukünftigen Pandemien, die hoffentlich niemals 

eintreten werden, ist daher zu konstatieren, dass die grundgesetzlich festgelegte Verteilung 

der Zuständigkeiten zwischen Bund und Ländern hinreichend flexibel ist, um angemessen 

auf sich im Verlauf einer Pandemie gegebenenfalls verändernde Herausforderungen reagie-
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ren zu können. Erweist sich mit anderen Worten der Verwaltungsvollzug durch die Länder 

trotz Absprachen als zu ineffizient, kann der Bundesgesetzgeber mit verbindlichen Vorgaben 

gewissermaßen nachjustieren, wie dies mit der in Gesetzesform gegossenen Bundesnot-

bremse und den darin enthaltenen bundesweit einheitlichen Schutzmaßnahmen zur Ein-

dämmung der Pandemie geschehen ist. 

 

e. Nationaler Gesundheitsrat als Option für die Zukunft 
Mit Blick auf zukünftige Pandemien gilt es zu überlegen, ob nicht ein Nationaler Gesund-

heitsrat – der Idee nach vergleichbar mit dem jüngst ins Leben gerufenen Nationen Sicher-

heitsrat – auf gesetzlicher Grundlage etabliert werden sollte, in dem die politisch Verantwort-

lichen von Bund und Ländern sowie die Vertreter der zuständigen Fachbehörden unter dem 

Vorsitz des Bundeskanzlers zusammengefasst werden. Auf diese Weise könnte die Bund-

Länder-Konferenz auf eine stabile Rechtsgrundlage gestellt und eine gesamtstaatliche Pan-

demiebekämpfungsarchitektur verwirklicht werden, in der eine pandemische Situation analy-

siert und erforderliche Maßnahmen koordiniert und vorbereitet werden könnten, die dann – 

ggf. in Gesetzesform und damit mit Billigung des Bundestages – umgesetzt werden könnten. 

Damit könnte nicht nur ein für Bund und Länder einheitliches Vorgehen sichergestellt wer-

den, sondern würden divergierende und die Bevölkerung irritierende und letztlich Unmut und 

auch Verunsicherung hervorrufende Stellungnahmen verschiedener staatlicher Stellen ver-

hindert werden; der Staat würde dann in Zeiten einer Pandemie mit einer Stimme sprechen. 

 

 

Professor Dr. Michael Brenner 
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